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Antrag 

des Abgeordneten Gunnar Uidall und der Fraktion der CDU/CSU sowie des 
Abgeordneten Paul K. Friedhoff und der Fraktion der F.D.P. 


Investieren in Deutschland 


Der Bundestag wolle beschließen: 


1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Die Rahmenbedingungen für den Standort Deutschland sind 
in den vergangenen Jahren entscheidend verbessert worden. 
Die Bundesregierung hat im Januar 1996 mit dem 50-Punkte- 
Aktionsprogramm für Investition und Arbeitsplätze ein Ge- 
samtkonzept zur Verbesserung des Wirtschaftsstandortes 
Deutschland beschlossen. Ziel dieses Programmes ist es, mehr 
Wachstumsdynamik zu ermöglichen, zusätzliche Arbeitsplät- 
ze zu schaffen und die wirtschaftlichen Fundamente unseres 
Sozialstaats dauerhaft zu sichern. 

Eine Vielzahl von strukturellen Verbesserungen wurde umge- 
setzt bzw. eingeleitet. Hierzu zählen Maßnahmen zur steuerli- 
chen Entlastung, zur Deregulierung, zur Privatisierung, zur 
Förderung neuer Technologien, zur Begrenzung der Lohnne- 
benkosten, zur Straffung des Arbeitsrechts sowie zur Förde- 
rung von Unternehmensgründungen. Derzeit stehen die 
grundlegende Novellierung der Einkommen- und Körper- 
schaftsteuer, die Reformen in der Rentenversicherung sowie im 
Gesundheitswesen ebenso wie Maßnahmen zur Förderung des 
Finanzplatzes Deutschland an. Im Bereich des Arbeitsrechts 
wurde mit dem am 1. April 1997 in Kraft getretenen Arbeits- 
förderungs-Reformgesetz ein wichtiger Beitrag zu mehr Flexi- 
bilität am deutschen Arbeitsmarkt geleistet. 

Die hohen Exportüberschüsse und die große Wirtschaftskraft 
Deutschlands sind Beleg dafür, daß der Wirtschaftsstandort 
Deutschland für nationale und internationale Investoren wei- 
terhin attraktiv ist. Es gibt zahlreiche Entscheidungskriterien, 
die den Ausschlag für Investitionen zugunsten von Deutsch- 
land im Vergleich zu anderen Ländern geben können. Diese 
Faktoren sind für den Erfolg einer Investition oft mindestens 
ebenso wichtig wie die Frage der steuerlichen Belastung oder 
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der Höhe der Lohn- und Lohnnebenkosten. Zu den wichtigen 
positiven Faktoren gehören u. a.: 

- stabile politische Ordnung und marktwirtschaftliche Rah- 
menbedingungen; 

- hohe Kauf- und Wirtschaftskraft; 

- stabile Währung und niedrige Zinsen; 

- zentrale Lage innerhalb der EU; gute Markterschließungs- 
möglichkeiten für ganz Europa aus dessen stärkster Volks- 
wirtschaft heraus; 

- leichter Zugang zu den Märkten Mittel- und Osteuropas; 

- attraktives Exportnetz nach Übersee, welches von den 
Neuinvestoren genutzt werden kann; 

- moderne und engmaschige Infrastruktur auf den Transport- 
und Telekommunikationssektoren, ausgefeilte Logistiksy- 
steme; 

- dichtes Netz von Zulieferern, Wartungsbetrieben etc. mit 
hohen Qualitätsstandards; 

- hohe Sicherheit in der Energieversorgung; 

- verläßliche staatliche Verwaltung, hohe Rechtssicherheit, 
leistungsfähige Bank- und Versicherungssysteme sowie 

- hoher Ausbildungsstandard der Arbeitskräfte, enge Ko- 
operation von Forschung und Wissenschaft mit industriel- 
len Anwendern. 

2. Zu viele ausländische Investoren haben sich jedoch in den ver- 
gangenen Jahren für Standorte außerhalb Deutschlands - ge- 
rade auch in Europa - entschieden. Ursache dafür ist neben 
den ohne Zweifel auch bestehenden Standortnachteilen, daß 
unsere Vorteile zu wenig dargestellt, die Kontakte zu Investi- 
tionsinteressenten im Ausland nicht ausreichend gebündelt 
und auf ein gemeinsames Ziel ausgerichtet werden. 

Derzeit werden Kontakte u. a. wahrgenommen von 

- Wirtschaftsförderungsgesellschaften der Bundesländer; 

- einer Vielzahl von Wirtschaftsförderungsgesellschaften der 
Kreise und Städte; 

- den Auslandsbüros einiger Bundesländer; 

- den Auslandshandelskammern; 

- den „Deutschen Industrie- und Handelszentren"; 

- den Büros der Bundesstelle für Außenhandelsinformatio- 
nen (Bf AI); 

- den Wirtschaftsattachees an den Botschaften; 

- den besonderen Wirtschaftsbeauftragten der Industrie an 
den Botschaften. 

Die Fördergesellschaften der Länder, Kreise oder Städte wer- 
ben häufig nur für ihre eigenen Gebiete. 
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Die Bundesregierung hat in der Außenstelle Berlin des Bun- 
deswirtschaftsministeriums eine zentrale Kontaktstelle für 
Auslandsinvestoren aufgebaut, der personell sowie finanziell 
- auch aufgrund der direkten Integration in das Ministerium - 
Grenzen gesetzt sind. Für die Gewinnung von Investitionen in 
Ostdeutschland hat die Bundesregierung gemeinsam mit den 
Regierungen der neuen Bundesländer eine weitere wichtige 
Initiative in dieser Richtung gestartet: Am 15. Dezember 1996 
wurde in Berlin die Gesellschaft „IIC The New German Län- 
der Industrial Investment Council GmbH" gegründet. Sie gilt 
für Ostdeutschland und für einen Übergangszeitraum von drei 
Jahren. Eine Stelle, die für das Bundesgebiet insgesamt und 
nicht nur für einzelne Regionen Kontakte herstellt, gibt es bis- 
her nicht. 

3. Für den Standort Deutschland sind die werbenden Aktivitäten 
zu verstärken, die vielfältigen Maßnahmen besser zu bündeln 
und das gemeinsame Auftreten von Bund und Ländern zu in- 
tensivieren. Der Kontakt zu Investoren und Investitionsinter- 
essenten muß Service-, künden- und dienstleistungsorientier- 
ter ausgestaltet werden. 

Investitionsinteressenten aus aller Welt müssen für Deutsch- 
land allgemein als Investitionsstandort interessiert werden. Ge- 
eignete Investitionsstandorte sollen in Absprache mit den Län- 
dern anhand elektronisch gespeicherter Standortprofile 
dargestellt sowie eine Übersicht über die möglichen Förder- 
maßnahmen verschafft werden. 


II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung deshalb 
auf, 

1. ein schlagkräftiges Konzept zu entwickeln, um für Deutsch- 
land noch in diesem Jahr eine „Invest in Germany" -Offensive 
starten zu können. Dabei gilt es, 

- ein zielgerichtetes Zugehen auf potentielle Investoren, ins- 
besondere auch in zukunftsorientierten und beschäfti- 
gungsintensiven Sektoren zu ermöglichen; 

- mit Bundesländern, Kommunen, der Wirtschaft und ihren 
Verbänden, den bestehenden Wirtschaftsförderstellen so- 
wie der „IIC The New German Länder Industrial Invest- 
ment Council GmbH" umgehend Gespräche aufzuneh- 
men, um sie von Anfang an in diese Initiative einzubinden; 

- die Frage zu klären, ob hierzu eine neue private Gesell- 
schaft (z.B. ein „Invest in Germany Council") gegründet 
werden sollte, oder ob bestehende Organisationen die Auf- 
gaben wahrnehmen sollen; 

- zu klären, ob es einer Anschubfinanzierung bedarf und wie 
diese ggf. sichergestellt werden kann; 

2. im Rahmen dieses Konzeptes zu prüfen, ob kurzfristig mit ei- 
nem Pilotvorhaben begonnen werden kann, um Erfolg und 
Wirksamkeit des Projektes verdeutlichen zu können; 
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3. dem Deutschen Bundestag innerhalb von drei Monaten über 
das Ergebnis der Prüfung zu berichten. 


Bonn, den 25. Juni 1997 

Gunnar Uldall 

Dr. Wolfgang Schäuble, Michael Glos und Fraktion 
Paul K. Friedhoff 

Dr. Hermann Otto Solms und Fraktion 
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